
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion BSW 

Wohngeld schneller, bürgernah und verlässlich auszahlen – 
kommunale Wohngeldstellen im Freistaat Sachsen dauerhaft stär-
ken 

Der Landtag möge beschließen: 

I. Der Landtag stellt fest: 

1. Wohngeld ist für viele Menschen mit geringem und mittlerem Einkommen ein 
wichtiges Instrument, um steigende Wohnkosten abzufedern und bezahlbares 
Wohnen zu sichern. 

2. Im Freistaat Sachsen müssen Bürgerinnen und Bürger derzeit im 
landesweiten Durchschnitt rund zwölf Wochen auf eine Entscheidung über 
ihren Wohngeldantrag warten, wodurch Haushalte mit knappen finanziellen 
Spielräumen erheblichen sozialen Belastungen ausgesetzt sein können.1 

3. Die Bearbeitungsdauer von Wohngeldanträgen ist nicht nur eine 
verwaltungsorganisatorische Herausforderung, sondern hat unmittelbare 
soziale Auswirkungen. Überlange Bearbeitungszeiten können dazu führen, 
dass Betroffene Mietrückstände aufbauen, in finanzielle Notlagen geraten oder 
berechtigte Leistungen erst mit erheblicher Verzögerung erhalten. 

4. Die Wohngeld-Plus-Reform hat die kommunalen Wohngeldbehörden 
erheblich belastet. Nach Angaben der Staatsregierung hat sich der Kreis der 
Wohngeldempfängerinnen und Wohngeldempfänger innerhalb kurzer Zeit 
deutlich ausgeweitet. Gleichzeitig bestehen weiterhin Probleme durch hohe 
Arbeitsbelastung, Personalfluktuation, Einarbeitungsaufwand, 
Personalausfälle und unvollständige Anträge.1 

5. Die Staatsregierung verfügt nach eigener Auskunft nicht über belastbare 
landesweite Daten zur Zahl der gestellten Wohngeldanträge und der offenen 
Verfahren in den sächsischen Wohngeldbehörden, womit eine zentrale 

 

1 Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Bernd Rudolph (BSW-Fraktion): 
„Bearbeitungszeiten und soziale Auswirkungen beim Wohngeld im Freistaat Sachsen“ (Drs.-Nr. 
8/6960). 
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Grundlage, um Rückstände, regionale Unterschiede und 
Unterstützungsbedarfe systematisch zu erkennen und wirksam 
gegenzusteuern, fehlt.1 

II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. ein landesweites Monitoring-System für die Wohngeldbearbeitung 
einzuführen, das regelmäßig und vergleichbar insbesondere folgende 
Kennzahlen erfasst: 
a) Zahl der eingegangenen Wohngeldanträge, 
b) Zahl der offenen Verfahren, 
c) durchschnittliche Bearbeitungsdauer, 
d) Zahl der Erstanträge, Weiterleistungsanträge und Änderungsanträge, 
e) Zahl unvollständiger Anträge und häufiger Nachforderungsgründe, 
f) Personalbestand und Personalfluktuation in den Wohngeldstellen, 
g) regionale Unterschiede zwischen Landkreisen und Kreisfreien Städten; 
das Monitoring soll soweit möglich auf bereits in den Fachverfahren 
vorhandenen Daten beruhen und automatisiert erfolgen, um zusätzliche 
Belastungen der kommunalen Wohngeldstellen zu vermeiden; 

2. gemeinsam mit den kommunalen Wohngeldbehörden Zielwerte für die 
Bearbeitungsdauer von Wohngeldanträgen festzulegen und geeignete 
Maßnahmen vorzusehen, wenn die durchschnittliche Bearbeitungsdauer 
landesweit oder in einzelnen Wohngeldbehörden dauerhaft mehr als acht 
Wochen beträgt;  

3. dem Sächsischen Landtag künftig jährlich über die Entwicklung der 
Wohngeldbearbeitung im Freistaat Sachsen zu berichten und dabei 
insbesondere Bearbeitungszeiten, Rückstände, Personalentwicklung, 
Digitalisierungsstand und Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Wohngeldstellen darzustellen sowie nach Landkreisen und Kreisfreien Städten 
differenziert auszuweisen und in geeigneter Form öffentlich zugänglich zu 
machen; 

4. eine Digitalisierungsoffensive für die Wohngeldbearbeitung im Freistaat 
Sachsen aufzulegen, die die bestehenden digitalen Möglichkeiten über 
„Amt24“ zu einem nutzerfreundlichen Gesamtverfahren weiterentwickelt, die 
Bearbeitung durch weniger unvollständige Anträge beschleunigt und zugleich 
sicherstellt, dass analoge, barrierearme Zugangswege für alle Bürgerinnen 
und Bürger erhalten bleiben. Diese soll insbesondere folgende Punkte 
umfassen: 
a) flächendeckende Einführung und praxistaugliche Umsetzung der 

elektronischen Aktenführung, 
b) nutzerfreundliche Online-Formulare mit verständlichen Ausfüllhilfen, 

Pflichtfeldhinweisen und Plausibilitätsprüfungen, 
c) bessere Schnittstellen zwischen Online-Antrag, Fachverfahren, 

Kommunen und Landesverwaltung, 



 

 

d) Prüfung datenschutzkonformer digitaler Assistenzsysteme zur 
Vorsortierung, Vollständigkeitsprüfung und Unterstützung der 
Sachbearbeitung; 

5. gemeinsam mit den kommunalen Wohngeldbehörden ein Frühwarnsystem 
für Bearbeitungsrückstände zu entwickeln, das kritische Entwicklungen 
frühzeitig erkennt und Unterstützungsmaßnahmen ermöglicht, insbesondere 
bei außergewöhnlich langen Bearbeitungszeiten oder stark steigenden 
Verfahrensbeständen;  

6. bei allen Digitalisierungsmaßnahmen sicherzustellen, dass diese nicht zu 
zusätzlicher Belastung der Wohngeldstellen führen, sondern durch 
Schulungen, technische Unterstützung und ausreichende Übergangsfristen 
wirksam begleitet werden. Dabei sind der Schutz personenbezogener Daten, 
die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben sowie transparente und 
nachvollziehbare Verfahren jederzeit sicherzustellen; 

7. niedrigschwellige Beratungs- und Unterstützungsangebote für 
Wohngeldantragstellerinnen und Wohngeldantragsteller auszubauen, 
insbesondere durch Beratung vor Ort, telefonische Unterstützung, 
verständliche Ausfüllhilfen sowie Unterstützung bei der digitalen 
Antragstellung; die Beratung soll dabei auch gezielt über die Möglichkeit eines 
Vorschusses nach § 26a WoGG informieren, insbesondere bei langen 
Bearbeitungszeiten oder akuten finanziellen Belastungen sowie 

8. die bisherigen einmaligen Bedarfszuweisungen für die kommunalen 
Wohngeldstellen in eine dauerhafte, verlässliche und leistungsgerechte 
Personalkostenförderung zu überführen, damit die Landkreise und Kreisfreien 
Städte Personal langfristig halten, Personalfluktuation reduzieren, 
Einarbeitungskapazitäten sichern und Bearbeitungsrückstände nachhaltig 
abbauen können unter Berücksichtigung der tatsächlichen Fallzahlen, 
Bearbeitungsrückstände und regionalen Belastungen. 

Begründung: 

Steigende Wohnkosten belasten viele Menschen im Freistaat Sachsen erheblich. 
Wohngeld soll Haushalte mit geringem und mittlerem Einkommen entlasten und dazu 
beitragen, dass Wohnen bezahlbar bleibt. Dieses Ziel wird jedoch verfehlt, wenn 
Antragstellerinnen und Antragsteller monatelang auf eine Entscheidung warten 
müssen.2 
Die Bearbeitungsdauer von Wohngeldanträgen im Freistaat Sachsen liegt derzeit im 
landesweiten Durchschnitt bei rund zwölf Wochen. Gleichzeitig gibt es keine 
belastbaren Angaben zur Zahl der gestellten Anträge und offenen Verfahren, weil diese 
Daten statistisch nicht erfasst werden. Eine wirksame Steuerung ist unter solchen 
Bedingungen kaum möglich. 

 

2 Henger, R. (2022, 29. Dezember). „Personalmangel und lange Bearbeitungszeiten in den 
Wohngeldstellen.“ Institut der deutschen Wirtschaft. https://www.iwkoeln.de/studien/ralph-henger-
personalmangel-und-lange-bearbeitungszeiten-in-den-wohngeldstellen.html 



 

 

Ein modernes Verwaltungsmanagement setzt voraus, dass Bearbeitungsstände, 
Rückstände und regionale Unterschiede transparent erfasst werden. Nur auf dieser 
Grundlage können personelle, organisatorische und technische 
Unterstützungsmaßnahmen zielgerichtet eingesetzt werden. 
Die kommunalen Wohngeldstellen benötigen dauerhafte Personalstabilität, 
verlässliche Finanzierung, moderne digitale Verfahren und bessere Unterstützung für 
Antragstellerinnen und Antragsteller. 
Digitalisierung darf nicht Selbstzweck sein. Sie muss insbesondere dazu beitragen, die 
hohe Zahl unvollständiger Anträge zu reduzieren, die Antragstellung für Bürgerinnen 
und Bürger zu erleichtern und die Sachbearbeitung wirksam zu entlasten. 
Die bisherigen Bedarfszuweisungen des Freistaates waren eine notwendige 
Soforthilfe. Sie lösen jedoch nicht das strukturelle Problem, wenn sie nicht in 
dauerhafte, planbare und leistungsgerechte Strukturen überführt werden. Wer 
Wartezeiten verkürzen will, muss Rückstände transparent machen, Personal halten, 
Verfahren vereinfachen und Bürgerinnen und Bürger beim Antrag unterstützen. 
Ein landesweites Monitoring, eine dauerhafte Personalkostenförderung, eine 
praxistaugliche Digitalisierungsoffensive und niedrigschwellige Beratungsangebote 
sind deshalb zentrale Voraussetzungen, damit Wohngeld im Freistaat Sachsen künftig 
schneller, verlässlicher und bürgernäher ausgezahlt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
Ronny Kupke, MdL 
BSW-Fraktion 
 
i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 
 
 

Unterschrieben von
JENS HENTSCHEL-THÖRICHT
am 24.07.2026
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